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Schwerpunkt Einzelhandel

Großflächige Einzelhandelsimmobilien zu entwickeln, ist hierzulande kein leich-
tes Unterfangen. Landes- und Regionalplanung gilt es ebenso zu beachten wie 
das Europarecht und den jeweiligen kommunalen Bebauungsplan. Ziel der stren-
gen Regulierung ist stets ein „Ausbluten“ der kommunalen Zentren, vor allem 
der Innenstädte, durch Kaufkraftabfluss in die Randlagen zu vermeiden. Ob eine 
solche Gefahr tatsächlich besteht, müssen häufig Gerichte im Einzelfall klären. 
Deshalb fallen die Urteile durchaus unterschiedlich aus, wie der Autor zeigt.  
Unabsichtlich stellen die baugesetzlichen Restriktionen einen erheblichen Kon-
kurrenzschutz für bestehende Handelsimmobilien dar, was für Investoren aber 
durchaus auch Chancen bietet.  (Red.)

Genehmigung von Einzelhandelsgroßprojekten – 
aktuelle Rechtsprechung und Entwicklungen

Handelsimmobilien sind seit vielen Jahren 
ein gefragtes Asset. Trotz gewisser Sätti-
gungseffekte besteht in vielen Regionen 
Deutschlands auch marktseitig weiterhin 
Bedarf an der Entwicklung neuer und 
zeitgemäßer Einzelhandelsprojekte. Diese 
wird allerdings – mit bestimmten Aus-
nahmen im Bereich der Nahversorgung 
– immer schwieriger, weil die öffentliche 
Hand immer umfassender steuernd ein-
greift. Nicht selten werden die Verwal-
tungsgerichte angerufen, um die Rechts-
mäßigkeit einschränkender Regelungen 
der Raumordnung und Landesplanung, 
der örtlichen Bauleitplanung oder der 
Ablehnung von Baugenehmigungen und 
Vorbescheiden zu überprüfen. 

Trotz mehrerer Grundsatzentscheidungen 
des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 
in den vergangenen Jahren beschäftigen 
immer wieder neue Konstellationen die 
Gerichte. 2011 und 2012 wurden in meh-
reren obergerichtlichen Entscheidungen 
die raumordnungs- und bauplanungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die 
Ansiedlung großflächigen Einzelhandels 
präzisiert. Gleichzeitig werden derzeit in 
einigen Bundesländern, unter anderem in 

Bayern und Nordrhein-Westfalen, neue 
Landesentwicklungsprogramme aufge-
stellt, welche die Anforderungen an die 
Planung von Einzelhandelsgroßprojekten 
deutlich verändern. 

Bau eines „Einkaufszentrums“

Im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans und sogenannter faktischer Bauge-
biete, die nach den dort vorhandenen 
Nutzungen genau einem Baugebiet nach 
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
entsprechen (§ 34 Abs. 2 BauGB), sind 
nach § 11 Abs. 3 BauNVO „Einkaufszent-
ren“ und „großflächige Einzelhandelsbe-
triebe, die sich nicht nur unwesentlich 
auf die Ziele der Raumordnung oder auf 
die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung auswirken können“ nur in Kern-
gebieten oder in den für sie festgesetz-
ten Sondergebieten zulässig.

Bei großflächigen Einzelhandelsbetrie-
ben, welche nach der Rechtsprechung 
des BVerwG bei einer Verkaufsfläche von 
800 Quadratmeter beginnen, werden die 
wesentlichen Auswirkungen in obigem 
Sinne bei einer Geschossfläche von 1 200 
Quadratmetern vermutet. Sie können im 
Einzelfall widerlegt werden, wobei dies 
relativ selten und nur in atypischen 
Situationen, wie zum Beispiel bei einer 
zentralen Lage in einer größeren Stadt, 
gelingt. Die Schwellenwerte haben in 
der Praxis häufig dazu geführt, dass in 
Gewerbegebieten Projekte sukzessiv 
entwickelt wurden, indem mehrere, 
baulich getrennte und für sich genom-
men nicht großflächige Märkte nach 
und nach zur Genehmigung beantragt 
wurden.

Die Rechtsprechung schiebt dem jedoch 
zunehmend einen Riegel vor. Dies illust-
riert das Urteil des Oberverwaltungsge-
richts (OVG) Koblenz vom 3. November 
2011 (Aktenzeichen 1 A 10270/11). Da-
nach kann ein im Gewerbegebiet unzu-
lässiges „Einkaufszentrum“ entstehen, 
wenn neu genehmigte Fachmärkte zu-
sammen mit bereits bestehenden Fach-
märkten eine Agglomeration bilden. 

Geklagt hatte hier eine Nachbargemeinde 
gegen die Erteilung von Baugeneh-
migungen für die Neuerrichtung be-
ziehungsweise Erweiterung zweier  
Textil- und Schuhmärkte. Auf dem als 
Gewerbegebiet festgesetzten Grundstück 
befanden sich bereits vier Fachmärkte, 
die mit den neu genehmigten Betrieben 
zusammen auf eine Verkaufsfläche von 
3 360 Quadratmeter kämen. 

Das Gericht maß insbesondere dem Um-
stand Bedeutung zu, dass alle Einzelhan-
delsbetriebe von demselben Bauherrn 
und Eigentümer des Geländes einheitlich 
geplant, finanziert und sukzessive ver-
wirklicht wurden, auch wenn diese von 
unterschiedlichen Architekten geplant 
und durch unterschiedliche Banken fi-
nanziert wurden. Daneben sprachen nach 
Auffassung des Gerichts die gemeinsame 
Zufahrt, der gemeinsame Parkplatz sowie 
die Tatsache, dass einzelne Gebäude ohne 
Einhaltung von Abständen aneinander 
gebaut seien, für ein aus Kundensicht 
zusammengehöriges „Einkaufszentrum“ 
anstelle einer lediglich zufälligen An-
sammlung von Einzelhandelsbetrieben.

Die Betroffenheit der Nachbargemeinde 
in eigenen Rechten bejahte das Gericht 
in diesem Fall, ohne die Auswirkungen 
des Vorhabens auf die Nachbargemeinde 
im Einzelnen zu prüfen. Bei einem „Ein-
kaufszentrum“ würden derartige, einen 
Abstimmungsbedarf auslösende Auswir-
kungen auf die Nachbargemeinde unwi-
derleglich vermutet und ließen sich nur 
in besonderen Einzelfällen ausschließen.

Anders ist die rechtliche Ausgangslage, 
wenn ein Vorhaben im unbeplanten 
Innenbereich nach § 34 Abs. 1 BauGB 
errichtet werden soll. Hier erlangt die 
Einschränkung des § 34 Abs. 3 BauGB 
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Bedeutung, wonach von Bauvorhaben 
keine schädlichen Auswirkungen auf 
zentrale Versorgungsbereiche ausgehen 
dürfen. Dies gilt auch für Einzelhandels-
betriebe, die nicht die Schwelle der 
Großflächigkeit erreichen. Nach der bis-
herigen Praxis konnte sich ein solcher 
zentraler Versorgungsbereich aus den 
tatsächlichen Gegebenheiten, wie auch 
aus planerischen Festlegungen in Bau-
leit- oder Raumordnungsplänen ergeben. 
Dies sieht der Verwaltungsgerichtshof 
(VGH) Baden-Württemberg (Urteil vom 
20. Dezember 2011, Aktenzeichen 8 S 
1438/09), bestätigt durch das BVerwG 
(Beschluss vom 12. Juli 2012, Aktenzei-
chen 4 B 13/12) nun anders.

In dem Fall ging es um die Frage der 
Zulässigkeit eines Drogerie- und eines 
Textilfachmarktes in einem Gebiet, für 
das zwar kein Bebauungsplan bestand, 
welches aber im Regionalplan als „Vor-
ranggebiet für zentrenrelevanten Einzel-
handel“ ausgewiesen war. Dagegen er-
streckte sich der im Einzelhandelskon-
zept der Stadt ausgewiesene Bereich 
„Einzelhandel-Innenstadt“ nicht auf  
das Grundstück.

Nachdem die Stadt ihr Einvernehmen zur 
Erteilung eines Bauvorbescheids mit der 
Begründung versagt hatte, das Vorhaben 
lasse schädliche Auswirkungen auf zent-
rale Versorgungsbereiche erwarten, trug 
der Bauherr im Klageverfahren vor, sol-
che Auswirkungen seien schon nicht 
möglich, da das Vorhaben sich selbst 
innerhalb eines zentralörtlichen Versor-
gungskerns befände. 

Dem folgte der VGH nicht, sondern be-
fand stattdessen, weder das Einzelhan-
delskonzept als informelle Planungsleitli-
nie noch die landesplanerischen Zielvor-
gaben, sondern allein die tatsächlichen 
Verhältnisse seien für die Beurteilung 
maßgeblich. Die Ziele der Raumordnung 
setzten nur Grenzen für die Bauleitpla-
nung, hätten aber keine unmittelbare 
Auswirkung auf die Auslegung und An-
wendung des § 34 Abs. 3 BauGB.

Bei der Prüfung der Frage, ob von dem 
Vorhaben tatsächlich schädliche Auswir-
kungen ausgehen, lehnte der VGH es ab, 
ein gerichtlich bestelltes Sachverständi-
gengutachten einzuholen. Stattdessen 
billigte das Gericht die behördliche Prog-
nose-Methode, die auf einem Vergleich 
der Verkaufsfläche des geplanten Vorha-
bens mit der im Versorgungsgebiet be-
reits vorhandenen Gesamtverkaufsfläche 
basierte. Betrage die Verkaufsfläche des 
Vorhabens, wie hier, etwa 24 Prozent der 
bisher vorhandenen Verkaufsfläche und 

sogar 54 Prozent in Bezug auf die bean-
tragten Sortimente, stelle dies einen 
gewichtigen Hinweis auf eine Schädi-
gungsgefahr dar.

Demgegenüber sieht der Bayerische Ver-
waltungsgerichtshof (Urteil vom 13. De-
zember 2011, Aktenzeichen 2 B 07.377) 
weiterhin die Größe der Verkaufsflächen 
lediglich als ein Indiz an, das nicht über-
bewertet werden dürfe. Stattdessen müs-
se der Kaufkraftabfluss in seinem konkre-
ten städtebaulichen Kontext bewertet 
werden. Dazu gehöre die Entfernung des 
Vorhabens zum zentralen Versorgungsbe-
reich, eine eventuelle Vorschädigung 
dieses Bereiches und die Gefährdung 
vorhandener Magnetbetriebe. 

Im Ergebnis sah der VGH den im zu ent-
scheidenden Fall ermittelten Umsatzver-
lust von 6,8 Prozent nicht als schädlich 
an. Ein Versorgungsbereich sei regelmä-
ßig nicht gefährdet, wenn die Umsatzlen-
kung durch das neue Vorhaben weniger 
als zehn Prozent betrage, sofern der Ver-
sorgungsbereich nicht bereits vorgeschä-
digt sei. 

Zu der Frage, wie schädliche Auswirkun-
gen in der Praxis festzustellen sind, ist 
von der Rechtsprechung derzeit wohl 
keine weitere grundsätzliche Klärung zu 
erwarten. Die hier genannten Kriterien 
können als Leitlinien dienen, letztlich 
hängt jedoch alles von den Umständen 
des Einzelfalls ab. 

Neue Vorgaben für Gemeinden 
aus der Landesplanung

Echte Neuerungen für die gemeindliche 
Bauleitplanung zu Einzelhandelsgroßpro-
jekten sind durch die anstehenden Ände-
rungen in der Landesplanung einiger 
Bundesländer zu erwarten. Der aktuelle 
Entwurf für ein neues Landesentwick-
lungsprogramm (LEP) Bayern1) sieht Er-
leichterungen für die Ansiedlung von 
Nahversorgungsbetrieben vor. Diese 
sollen künftig bis zu einer Verkaufsfläche 
von 1 200 Quadratmetern in allen Ge-
meinden unabhängig von ihrer Größe 
und Kaufkraft grundsätzlich zugelassen 
werden können. Auch nicht-zentrale 
Orte dürfen danach entsprechende Son-
dergebiete ausweisen.2) Ferner soll die 
Ansiedlung von nicht-zentrenrelevantem 
Einzelhandel in städtebaulichen Randla-
gen erleichtert werden.

Danach sind Einzelhandelsbetriebe für 
Waren des sogenannten sonstigen Be-
darfs (insbesondere Möbel, Bau- und 

Gartenmärkte) dort künftig auch ohne 
Nachweis des Fehlens integrierter Stand-
orte möglich. Diese Änderungen entspre-
chen den Bedürfnissen der Praxis. Der 
Entwurf enthält aber nicht nur Erleichte-
rungen: So sollen beispielsweise Möbel-, 
Bau- und Gartenmärkte künftig nur 
noch in Gemeinden zugelassen werden, 
in denen bereits ein großflächiges Ange-
bot in dieser Sortimentsgruppe besteht 
– die Anzahl der Standortgemeinden für 
solche Großprojekte würde damit deut-
lich reduziert.

Für Nordrhein-Westfalen liegt ebenfalls 
der Entwurf eines neuen „Sachlichen 
Teilplans Großflächiger Einzelhandel“ 
zum Landesentwicklungsplan vor.3) Die-
ser sieht sehr restriktiv die Ausweisung 
von Einzelhandelsgroßprojekten mit 
zentrenrelevantem Kernsortiment 
grundsätzlich nur noch in zentralen 
Versorgungsbereichen (Innenstädten, 
Stadt- beziehungsweise Ortsteilzentren) 
vor. Ausnahmen sollen nur für nahver-
sorgungsrelevante Kernsortimente mög-
lich sein, wenn nachweislich eine integ-
rierte Lage nicht möglich ist, die Ge-
währleistung der wohnortnahen 
Versorgung es erfordert und zentrale 
Versorgungsbereiche nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden. 

Rechtsstreitigkeiten darüber, wann eine 
integrierte Lage „nicht möglich“ ist und 
wann die wohnortnahe Versorgung eine 
Ansiedlung „erfordert“, sind damit vor-
programmiert. Vorhandene Standorte 
außerhalb zentraler Versorgungsbereiche 
müssen nach dem Entwurf in der Regel 
auf den genehmigten Bestand begrenzt 
werden. Außerdem müssen die Gemein-
den künftig dem Entstehen neuer und 
der Verfestigung oder Erweiterung zent-
renschädlicher Agglomerationen entge-
gen wirken. Ein solches Ziel könnte nach 
der Rechtsprechung sogar zu einer ent-
sprechenden Planungspflicht der Ge-
meinde führen. 

Ziele der Raumordnung und 
Zielabweichungsverfahren

Ist eine gemeindliche Planung mit ver-
bindlichen Zielen der Raumordnung/
Landesplanung nicht in Einklang zu brin-
gen, besteht die einzige Möglichkeit, das 
Vorhaben dennoch zuzulassen, in der 
Beantragung einer Zielabweichung. Ei-
nen Rundumschlag um die hierbei auf-
tretenden Fragestellungen lieferten die 
Entscheidungen des BVerwG vom 16. 
Dezember 2010 (Aktenzeichen 4 C 8/10) 
und des VGH Baden-Württemberg vom 
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4. Juli 2012 (Aktenzeichen 3 S 351/11) 
zur Zulassung eines Ikea-Einrichtungs-
hauses sowie eines Bau- und Garten-
marktes und eines Küchenfachmarktes in 
Rastatt. Die Vorgabe des LEP Baden-
Württemberg 2002, wonach die Ver-
kaufsfläche von Einzelhandelsgroßpro-
jekten so bemessen sein soll, dass deren 
Einzugsbereich den zentralörtlichen 
Verflechtungsbereich nicht wesentlich 
überschreitet (Kongruenzgebot), konnte 
hier nicht eingehalten werden, das Re-
gierungspräsidium lehnte den Antrag auf 
Zielabweichung ab. Als Ergebnis dieses 
Rechtsstreits wurde letztlich die Stellung 
der Raumordnung/Landesplanung ge-
genüber den Gemeinden gestärkt.

Zum einen wurde bestätigt, dass auch 
„Soll-Vorschriften“ verbindliche Ziele der 
Raumordnung darstellen. Dafür genügt 
es, wenn die Voraussetzungen für eine 
Ausnahme im Wege der Auslegung des 
LEP beziehungsweise des Regionalplans 
bestimmt oder bestimmbar sind. Zum 
anderen teilte das BVerwG zwar nicht die 
Einschätzung des VGH, wonach ein Ziel-
abweichungsverfahren gar nicht in Be-
tracht kam, weil ein Verstoß gegen das 
Kongruenzgebot stets die Grundzüge der 
Planung (des LEP respektive Regional-
plans) berühre. Vielmehr kommt es nach 
dem BVerwG darauf an, ob im jeweiligen 
Einzelfall ein Härtefall vorliege, bei dem 
eine Zulassung vertretbar erscheint. 

Der VGH entschied nach Rückverweisung 
des Falles durch das BVerwG sodann 
jedoch, dass dies bei dem geplanten 
Vorhaben nicht der Fall sei. Dabei stellte 
das Gericht insbesondere darauf ab, dass 
neben dem Ikea-Möbelhaus als Magnet-
betrieb weitere – auch branchenfremde 
– Fachmärkte als eine wirtschaftliche 
Einheit verwirklicht werden sollten. Dies 
würde eine erhebliche Vorbildwirkung 
entfalten und damit eine Durchbrechung 
der im LEP zum Ausdruck kommenden 
tragenden Raumordnungsstruktur bewir-
ken, dessen unausweichliche Folge ein 
„Windhundrennen“ um Großvorhaben 
zwischen den Zentren wäre. Dem stehe 
auch das Fehlen anderweitiger geeigne-
ter Standorte nicht entgegen, denn  
sonst hätte das Unternehmen es in der 
Hand, durch entsprechende Dimensio-
nierung seines Vorhabens die Raum-
planung zu durchkreuzen.

Weiter hatte sich der VGH mit dem 
Integ rationsgebot zu beschäftigen,  
wonach für Einzelhandelsgroßprojekte 
vorrangig städtebaulich integrierte 
Standorte in Betracht kommen, bei  
nicht zentrenrelevanten Sortimenten 
auch städtebauliche Randlagen. Auch 

diese Soll-Vorschrift stelle ein verbindli-
ches Ziel der Raumordnung dar. Sie ver-
letze auch nicht die Planungshoheit der 
Gemeinden, da die Einschränkung durch 
überörtliche Belange gerechtfertigt sei.

Schließlich wurde in dem Rechtsstreit 
auch auf die Frage eingegangen, ob 
durch den LEP die europarechtlich ga-
rantierte Niederlassungs- und Dienstleis-
tungsfreiheit verletzt sein könnte. Diese 
Thematik war nach einem Schreiben der 
EU-Kommission an die Bundesregierung 
vom 25. Juni 2009 und einem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) gegen 
Spanien vom 24. März 2011 (Aktenzei-
chen C-400/08) ins Zentrum der Auf-
merksamkeit gerückt. Nach dem EuGH-
Urteil verstößt es gegen höherrangiges 
europäisches Recht, wenn die Zulässig-
keit von Einzelhandelsprojekten von 
deren wirtschaftlichen Auswirkungen auf 
bestehende Betriebe abhängig gemacht 
wird. Auch das BVerwG hatte zuvor be-
reits die grundsätzliche Wettbewerbs-
neutralität des Planungsrechts hervorge-
hoben, wonach nicht der Schutz beste-
hender Einzelhandelsbetriebe um ihrer 
selbst Willen, und schon gar kein Kon-
kurrenzschutz bezweckt werden dürfe 
(Urteil vom 17. Dezember 2009, Akten-
zeichen 4 C 1/08). Dies sehen die Gerich-
te hier jedoch nicht als erfüllt an. Die 
landesplanerischen Vorschriften dienten 
nicht wirtschaftlichen Zwecken, sondern 
dem auch im Europarecht anerkannten 
legitimen Ziel der Vermeidung von Sozi-
al- und Umweltlasten.

Dass diese Regelwerke in der Praxis als 
Folge Konkurrenzschutz für die in zentra-
len Lagen ansässigen Betriebe bewirken, 
wird von den Gerichten damit letztlich 
akzeptiert. Das Gleiche gilt für die Tatsa-
che, dass Einzelhandelsbetriebe mit ei-
nem deutlich überörtlichen Einzugsbe-
reich sich aufgrund landesplanerischer 
Restriktionen oftmals praktisch nur noch 
in Großstädten ansiedeln können. Ob dies 
immer im Sinne einer verbrauchernahen 
Versorgung und einer nachhaltigen, auf 
Vermeidung von Verkehr ausgerichteten 
Planung ist, darf bezweifelt werden. 

Fußnoten
1) Vergleiche dazu www.stmwivt.bayern.de/landes-
entwicklung/instrumente/landesentwicklungspro-
gramm/gesamtfortschreibung-des-lep/.
2) Vergleiche ähnlich auch LEP Sachsen-Anhalt 
2010 und den Entwurf für das LEP Sachsen 2012.
3) Vergleiche www.nrw.de/landesregierung/landes-
planung/.

Der Beitrag basiert auf einem Vortrag 
des Autors auf dem 3. CoRE Handels-
immobilientag in München.
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